
Art. 3 Politische Grundlagei

Obwohl Art. 12 der Verfassung von 1949 (»Alle Bürger haben das Recht, zu Zwecken, 
die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder Gesellschaften zu bilden«) die 
Gründung neuer Parteien im Prinzip erlaubt hätte, kam es nicht dazu. Eine solche Grün
dung wäre nur innerhalb des Blocks erlaubt gewesen. Die Betätigung einer Partei außer
halb des Blockes hätte als planmäßige Untergrabung der verfassungsmäßigen Staats- oder 
Gesellschaftsordnung gegolten und wäre nach Art. 6 Abs. 2 Verfassung von 1949 unzuläs
sig und ab 1.1. 1958 nach § 13 Ziffer 1 Strafrechtsergänzungsgesetz21 strafbar gewesen. 
Für eine weitere Gründung in den Block hinein, die die Zustimmung aller anderen Par
teien, vor allem aber der SED hätte haben müssen, wurde ein Bedürfnis nicht empfun
den. Nach Gründung der Nationalen Front und der Beteiligung aller Blockparteien an ihr 
war auch die Bildung einer Partei außerhalb der Nationalen Front unmöglich geworden.

20 c) Das Mehrparteiensystem in der DDR unterschied sich von Anfang an von dem 
Mehrparteiensystem einer pluralistischen Gesellschaft. Diese Unterschiede, die anfangs 
nur schwer erkennbar waren — denn der Block konnte anfangs auch als eine aus der Not 
geborene Koalition betrachtet werden -, wurden später mit der Zwangsvereinigung der 
SPD mit der KPD zur SED, der »Gleichschaltung« von CDU und LDPD und der Grün
dung von NDPD und DBD wesentlich vertieft. Aus kommunistischer Sicht schilderte 
Hermann Matern (Das Mehrparteiensystem . ..) im Jahre 1959 die Entwicklung wie folgt:

»Der innere Klärungsprozeß in diesen bürgerlichen oder kleinbürgerlich-demokratischen Parteien 
festigte diese Parteien. Die Blockpolitik erwies sich als ein ausgezeichnetes Mittel, immer wieder 
den fortschrittlichen Kräften in diesen Parteien zum Siege zu verhelfen und reaktionäre Elemente, 
die zurück zur Herrschaft der Monopolisten, Militaristen und Junker wollten, vor dem ganzen Vol
ke zu entlarven und unschädlich zu machen. Bereits in der ersten Etappe der Entwicklung der DDR 
wandte die Partei der Arbeiterklasse im antifaschistisch-demokratischen Block die Methode der Zu
sammenarbeit mit den progressiven Kräften dieser Parteien an, um die reaktionären Elemente zu 
isolieren und zu schlagen. Diese Politik trug dazu bei, die führende Rolle der Partei der Arbeiter
klasse zu festigen. Im Kampf um die Festigung der antifaschistisch-demokratischen Ordnung wur
den in den Blockparteien in der inneren Auseinandersetzung die Elemente geschlagen, die die Inter
essen der Großbourgeoisie vertraten. Dadurch konnten sie beim Übergang von der antifaschistisch
demokratischen Ordnung zur Arbeiter-und-Bauern-Macht keinen ernsthaften Widerstand leisten. 
Die Blockparteien verwandelten sich immer mehr in kleinbürgerlich-demokratische Organisationen, 
die den Aufbau des Sozialismus unterstützen und die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer 
Partei anerkennen.«

Nachdem auf dem XXII. Parteitag der KPdSU das Mehrparteiensystem in der DDR 
als ein schöpferischer Beitrag zur Weiterentwicklung des Marxismus-Leninismus gewür
digt worden war, hieß es im Bericht des 17. Plenums des ZK der SED an den VI. Partei
tag:

»Alle befreundeten Parteien förderten die Entwicklung des sozialistischen Bewußtseins unter den 
kleinbürgerlichen Schichten unseres Volkes. Sie entwickelten sich selbst von antifaschistisch-demo
kratischen Parteien zu Parteien, die den sozialistischen Weg auf ihr Banner schrieben.«

(Neues Deutschland vom 11. 10. 1962)

21 Gesetz zur Ergänzung des Strafgesetzbuches - Strafrechtsergänzungsgesetz - vom 11. 12. 1957 
(GBl. I S. 643).

188


